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Die lateinamerikanische Frauenbewegung „Ni Una Menos“ (deutsch: nicht
eine weniger) stellt derzeit wohl eine der weltweit größten und bekanntesten
Bewegungen gegen Frauenunterdrückung dar. Ausgelöst durch eine massive
Gewaltwelle und eine unfassbar hohe Mordrate an Frauen, wurden bisher
Millionen von Menschen vor allem in Argentinien gegen häusliche Gewalt,
Femizide, aber auch strukturelle, staatliche Gewalt gegen Frauen auf die
Straßen gebracht.

Ursprung der Bewegung
Femizid,  ein  Wort,  das  in  Lateinamerika,  insbesondere  in  Argentinien
inzwischen fester Bestandteil des öffentlichen Diskurses ist, war ursprünglich
Hauptthema der  AktivistInnen.  Unter  Femizid  versteht  man einen Mord,
dessen Hauptmotiv darin besteht, dass das Opfer eine Frau ist. Solche Morde
gehören  in  Argentinien  zum  traurigen  Alltag  und  wurden  in  der
Vergangenheit in den meisten Fällen von Politik, Justiz und Medien ignoriert
und verharmlost. Von „Verbrechen aus Leidenschaft“, aus einem „Zustand
gewaltsamer Erregung“ war stattdessen die Rede, sodass die Täter nicht nur
mit  einer  milden  Strafe  rechnen durften,  nein,  die  Tat  wurde  mit  einer
solchen Umschreibung auch in gewisser Weise gerechtfertigt.

Laut  „La  Casa  del  Encuentro“  (deutsch:  Haus  der  Begegnung),  einer
argentinischen  NGO und  Anlaufstelle  für  weibliche  Gewaltopfer,  wird  in
Argentinien alle 32 Stunden eine Frau rechnerisch Opfer eines Femizides
(von Juni 2015–Juni 2016 275, davon 162 von ihrem Freund, Ehemann oder
Partner mit oder ohne Vorsilbe „Ex-“;  <http://www.taz.de/!5310042/>). In
der  Dominikanischen  Republik,  Spitzenreiterin  im  regionalen  Vergleich,
erfuhren laut einem Bericht von Ende 2017 30 % der Frauen Gewalt durch
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ihren (Ex-)Partner,  davon 10,7 % sexuelle Gewalt.  2017 gab es hier 102
F e m i z i d e .
(https://amerika21.de/2018/01/193821/femizide-dominikanische-republik)

In  Lateinamerika gibt  es  täglich mehr als  17 Femizide,  die  meist  durch
Partner oder Ex-Partner begangen werden. Von den 25 Ländern mit den
höchsten Femizidraten weltweit befinden sich 14 in Lateinamerika und der
Karibik. Jährlich sind es über 2000 Frauen, die dort ermordet werden. Und:
Die Zahl  der Femizide in Lateinamerika hat  in den letzten Jahren sogar
zugenommen – das ergab eine Studie der Frauenorganisation der Vereinten
N a t i o n e n  U N  W o m e n .
(https://www.deutschlandfunk.de/lateinamerika-niunamenos-im-kampf-gegen-
frauenmorde.1773.de.html?dram:article_id=389206)

Aber nicht nur die entsetzlich hohe Mordrate, auch andere Faktoren wie eine
hohe  Müttersterbl ichkei t ,  e in  fast  komplet tes  Verbot  von
Schwangerschaftsabbrüchen,  der  große  Einfluss  der  katholischen  Kirche,
niedrige Bezahlung für Lohnarbeit und schlechte Arbeitsbedingungen prägen
die sehr prekäre Situation der (lohnabhängigen) Frauen in diesem wie auch
in anderen lateinamerikanischen Ländern.

Erste Proteste
Aus  diesem  Grund  gab  es  dort  im  Juni  2015  den  ersten  landesweiten
Protesttag  unter  dem besagten  Motto  „Ni  Una  Menos“  gegen  Femizide,
sexualisierte Gewalt und den tatenlos zusehenden Staat. Auslöser war ein
Mord eines Jugendlichen an seiner 14-Jährigen, schwangeren Freundin. Eine
Gruppe von Journalistinnen hatte damals die Proteste organisiert, an denen
in  Buenos  Aires  und 80  anderen argentinischen Städten  bis  zu  500.000
Menschen teilnahmen.  Die Bewegung „Ni  Una Menos“ war geboren und
verbreitete sich wie ein Lauffeuer in Lateinamerika. So gab es beispielweise
auch in Mexiko, Peru oder Uruguay Solidaritätsdemonstrationen, an denen
sich zehntausende Menschen beteiligten. Die Forderungen, welche sie auf
die Straße trugen, lauteten u. a.: eine wirkliche Anwendung des Gesetzes um
Gewalt  gegen  Frauen  vorzubeugen,  zu  bestrafen  und  zu  beseitigen;
kostenlosen  Rechtsbeistand  während  des  gesamten  Prozesses  und  die
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Eröffnung von Frauenhäusern. Aber auch andere Themen wie beispielsweise
die ökonomische Benachteiligung von Frauen und vor allem das Recht auf
Schwangerschaftsabbruch  werden  inzwischen  vermehrt  von  den
AktivistInnen  thematisiert.

Des Weiteren kam es neben den zahlreichen Massendemonstrationen auch
zu Streikaktionen. Der erste politische Streik der „Ni Una Menos“-Bewegung
wurde im Oktober 2016 durchgeführt.  Wieder mal  war der  Auslöser  ein
grausamer Mord an einer Jugendlichen. In Buenos Aires gingen daraufhin
200.000  ArbeiterInnen  aus  ihren  Betrieben,  Universitäten,  Schulen,
Krankenhäusern und Fabriken auf die Straße, um symbolisch für eine Stunde
ihre Arbeit niederzulegen.

Recht auf körperliche Selbstbestimmung
In  Argentinien  sowie  auch  in  zahlreichen  anderen  lateinamerikanischen
Ländern herrscht quasi ein komplettes Abtreibungsverbot. Nur in wenigen
Ausnahmefällen  wie  einer  Schwangerschaft  als  Resultat  einer
Vergewaltigung darf die Frau legal abtreiben lassen. Dieser Umstand hat zur
Folge, dass es laut argentinischem Gesundheitsministerium jährlich zu über
350.000 illegalen Schwangerschaftsabbrüchen kommt. Bis zu 50.000 Frauen
müssen nach einem solch riskanten Eingriff  ins Krankenhaus eingeliefert
werden. Amnesty International geht davon aus, dass 23 % aller Todesfälle
unter schwangeren Frauen die Folge von illegalisierten Abtreibungen sind –
Todesfälle,  die  durch  professionelle  medizinische  Versorgung  verhindert
werden könnten. Daher stellen die AktivistInnen von „Ni Una Menos“ auch
korrekterweise  d ie  Forderung  nach  lega len ,  kosten losen
Abtreibungsmöglichkeiten auf und setzen die derzeitige Gesetzeslage in den
Kontext eines staatlichen Femizides, der vor allem Frauen aus den ärmeren
Schichten  betrifft.  Diese  Frauen  können  sich  nicht  mal  eben  eine
Auslandsreise  leisten,  um  ihren  Schwangerschaftsabbruch  unter
professionellen Bedingungen durchführen zu lassen. Auch in naher Zukunft
wird der argentinische Staat diese strukturellen Femizide durch unterlassene
medizinische  Versorgung  nicht  beenden.  Denn  obwohl  das  argentinische
Abgeordnetenhaus  zwei  Monate  zuvor  einen  Gesetzesentwurf  für  einen



legalen Schwangerschsftsabbruch bis zur 14. Woche genehmigte, scheiterte
ebendieser  nach  einer  16-stündigen  Sitzung  an  einer  Abstimmung  im
argentinischen Senat am 13. Juni 2018. Am Tag der Abstimmung fanden in
Argentinien ebenfalls Massendemonstrationen für das Recht auf körperliche
Selbstbestimmung mit fast 1,5 Millionen TeilnehmerInnen statt. Ungeachtet
dessen stimmte der Senat mit  38 zu 31 Stimmen bei  zwei Enthaltungen
gegen eine Legalisierung. Dieses Ergebnis wurde sicherlich auch durch den
Einfluss der katholischen Kirche begünstigt, die im Vorfeld der Abstimmung
keine  Kosten  und  Mühen scheute,  um eine  reaktionäre,  frauenfeindliche
Gegenkampagne zum Erhalt des patriarchalen Status quo zu organisieren.

Perspektiven
Die zahlreichen Massenmobilisierungen und Streiks  haben eines  deutlich
gezeigt: die Frauen in Lateinamerika haben ihre Unterdrückung satt. Sie sind
nicht nur in der Lage, sich basisdemokratisch zu organisieren und für ihre
Rechte  zu  kämpfen,  sondern  haben  es  auch  geschaf f t ,  d ie
Partikularbewegung  um  Themenfelder  wie  Sozialabbau,  staatliche
Repression oder die Rechte der indigenen Bevölkerung zu erweitern. Jedoch
zeigen vor allem die Proteste gegen das Abtreibungsverbot in Argentinien
deutlich, dass eine auch noch so große Massenbewegung auf der Straße die
reaktionären BerufspolitikerInnen in den Parlamenten nicht davon abhält,
weiterhin eine patriarchale Politik gegen die Interessen der Mehrheit aller
Lohnabhängigen  durchzudrücken.  Die  herrschende  Klasse,  vor  allem
vertreten  durch  die  Regierung unter  Mauricio  Macri,  hat  kein  Interesse
daran, die Benachteiligung und Unterdrückung von Frauen aufzuheben. Ganz
im  Gegenteil:  Prekäre  Lohnarbeitsverhältnisse  und  individualisierte
Reproduktionsarbeit  sichern  der  Bourgeoisie  durch  die  besondere
Ausbeutung von Frauen Extraprofite und liefern gleichzeitig die Strukturen,
welche häusliche Gewalt gegen Frauen begünstigen. Auch wenn Macri nach
außen die  „Ni  Una Menos“-Bewegung unterstützt,  so  ist  dies  angesichts
seiner  neoliberalen Kürzungspolitik,  die  vor  allem lohnarbeitende Frauen
betrifft, doch mehr als heuchlerisch. Das wird auch daran sichtbar, dass er
sich nicht gegen den Senat gestellt hat, als dieser gegen die Legalisierung
von Abtreibungen stimmte.



Das  i s t  e in  Be i sp ie l ,  das  au fze ig t ,  dass  der  Kampf  gegen
Frauenunterdrückung also nicht mit, sondern nur gegen den bürgerlichen
Staat geführt werden kann.

Das  heißt  nicht,  dass  es  grundsätzlich  falsch  ist,  Forderungen  an  die
Regierung zu stellen. Es muss aber klar sein, dass ohne Druck von der Straße
und vor allem ökonomischen Druck in Form von politischen Streiks Frauen
keine Zugeständnisse seitens des bürgerlichen Staates zu erwarten haben.
Damit ein solcher Streik möglichst effektiv geführt werden kann, müssen alle
Schichten der ArbeiterInnenklasse, also auch die lohnabhängigen Männer
mobilisiert  werden.  Außerdem  sollte  er  sich  nicht  nur  auf  symbolische
Aktionen  beschränken,  sondern  im  besten  Fall  zu  einem  unbefristeten
Generalstreik  ausgeweitet  werden,  bis  die  Regierung  endlich  auf  die
Forderungen der Massen eingeht. Hierfür ist es unbedingt notwendig, dass
die Basismitglieder der großen Gewerkschaften Druck auf diese ausüben,
damit  sie  eben auch endlich die  Streikaktionen unterstützen.  Der Kampf
gegen  Frauenunterdrückung  muss  als  Teil  des  Klassenkampfes  und  des
Kampfes  gegen  den  Kapitalismus  und  für  eine  sozialistische  Perspektive
gesehen  werden.  Das  bedeutet  ebenfalls,  dass  es  unsere  Aufgabe  als
InternationalistInnen  ist,  die  Kämpfe  der  Frauen  in  Lateinamerika
aufzugreifen  und  mit  unseren  hierzulande  zu  verbinden  und  uns  zu
solidarisieren. Denn nur wenn wir gemeinsam für unsere Rechte einstehen,
können wir gewinnen!


